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INGO HAAR

BEVÖLKERUNGSPOLITIK

IM GENERALGOUVERNEMENT
 

NATIONALITÄTEN-, JUDEN- UND SIEDLUNGSPOLITIK IM

SPANNUNGSFELD REGIONALER UND ZENTRALER INITIATIVEN

Erst ist jüngster Zeit wendet sich das Interesse der Zeitgeschichte der NS-
Bevölkerungspolitik im Zweiten Weltkrieg und ihrer europäischen Dimen-
sion zu.1 Bevölkerungspolitik wird dabei verstanden als das Ineinander-
greifen von Planung, Umsetzung und Kontrolle von sozialtechnischen
Eingriffen in die Struktur einer Gesellschaft, sei es durch eine Geburten-
und Familienpolitik, durch gelenkte Migration, Nationalitätenpolitik oder
durch räumlich differenzierte Infrastrukturförderung.2 Erste Pionierarbeiten
hatten in den achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts die Familien-,
Gesundheits- und Sozialpolitik im Nationalsozialismus untersucht.3 Dem
folgte ein zweiter Forschungsschub, in dem nach der Funktion der Bevöl-
kerungspolitik während der NS-Besatzungsherrschaft gefragt wurde. Dazu
fasste Götz Aly den Erkenntnisstand folgendermaßen zusammen: „Die
Nazi-Ideologie gewann ihre Wirksamkeit nicht aus dem isolierten, staatlich
gesteuerten Haß gegen Juden oder Geisteskranke, Zigeuner oder Slawen,
sondern aus der totalitären Einheit [...] negativer und positiver Bevölke-
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rungspolitik.“4 In den momentanen Forschungen geht es nun um die Frage,
wie bevölkerungswissenschaftliche Paradigmen politisch genutzt wurden
und inwieweit sie in völkermörderische Praxis umschlugen. Diese neue
Thematik lehnt sich eng sowohl an die Genozid- als auch die Täterfor-
schung an. Inzwischen hat die Forschung die Umsiedlungspolitik der Na-
tionalsozialisten im besetzten Polen auf das Primat rationaler Struktur-
entwicklungsplanungen zurückgeführt, wie sie im Zuge der europäischen
Nationalstaatsbildungen und Modernisierungen üblich waren. Das Tertium

comparationis bildete die Rationalisierung der Agrarstruktur, flankiert von
Überbevölkerungsexpertisen und Zwangsmigrationen. Dieser Weg versuch-
te, die NS-Verbrechen der Deutschen in Polen mit der Vertreibung der
Deutschen durch Polen von 1944 bis 1950 zu vergleichen.5 Dabei traten
jedoch andere Strukturmerkmale der NS-Bevölkerungspolitik analytisch
zurück: gezielte Massaker gegen die sozialen Eliten und ethnische Min-
derheiten, Geburtenkontrollen, Deportationen und Assimilationen. 

In der hier vorgelegten Studie geht es nun um die Verflechtung von NS-
Bevölkerungspolitik und demographischer Expertise im Generalgouverne-
ment (GG), um den Prozess der Vernichtungs- und Siedlungspolitik und
um die spezifische Handschrift von Generalgouverneur Hans Frank darin.
Zum besseren Verständnis wird es eine knappe Einführung in die Vor-
geschichte geben. Die polnische Forschung nahm die Position ein, dass die
Siedlungs- und Vernichtungspolitik in Polen allein auf den Reichskommis-
sar für die Festigung deutschen Volkstums (RKF), Heinrich Himmler, und
Konrad Meyers Generalplan Ost zurückging. Diese These wird genauso
kritisch beleuchtet wie die deutsche Interpretation, Frank habe auf diesem
Feld versucht, quasi als Gegenpol zu Himmlers SS, den Rechtsstaat zu
erhalten,6 wobei die „Endlösung“ auf anonyme Kräfte und eine „kumulati-
ve Radikalisierung“, nicht aber auf konkrete Täter und Prozesse zurückge-
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führt wird.7 Diese Fallstudie rückt die Pläne und Praktiken der NS-Ver-
nichtungspolitik im Generalgouvernement in den Mittelpunkt. Dabei wird
das „Sonderlaboratorium“ der SS im Distrikt Lublin besonders einbezo-
gen,8 weil sich hier die regionalen und zentralen Planungen im europäi-
schen Rahmen kreuzten. 

Die NS-Bevölkerungspolitik von 1933–1939:
„negative“ und „positive“ Auslese

Die Praxisfelder der NS-Bevölkerungspolitik lassen sich nicht von den
Ordnungsmodellen der deutschen Bevölkerungswissenschaften und ihren
Expertenkulturen trennen, die sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts in den
Milieus der bürgerlich-konservativen und völkisch-nationalistischen Sozial-
und Reformbewegung herausgebildet hatten. Ihre Vertreter verbündeten
sich mit der Übergabe der Regierungsgewalt an die Nationalsozialisten ab
1933 mit ihnen. Im Gegenzug übernahm das NS-Regime das sozialtech-
nische Angebot dieser Eliten, die rassistischen Ziele des NS-Regimes in der
Innen- und Außenpolitik durch wissenschaftliche Experten zu perfektionie-
ren. Das alte Ziel einer „Nationalbiologie“ des deutschen Volkes ging in
die neue Vision über,9 eine biologische Polizei könnte die Substanz des
Volkes auf exekutivem Weg regulieren. Dieses Ordnungsmodell basierte
darauf, die soziale Struktur einer „Rasse“ oder eines „Volkes“ durch
gezielte soziale und biologische Eingriffe zu verbessern. Bevölkerungs-
wissenschaftler, ob es sich nun um Rassen- oder Sozialhygieniker, Anthro-
pologen oder Statistiker, Agrarsoziologen oder Volkskundler handelte,
gingen davon aus, „daß es zwischen den biologischen Qualitäten der Men-
schen und den sozialen Verhältnissen und Vorgängen eine Wechselbezie-
hung gebe und daß man aus den biologisch-medizinischen Befunden ,Re-
zepte für eine künftige Neuordnung des sozialen Gemeinwesens‘ ableiten
könne, ja müsse, wenn man die angeblich rasante Ruinierung der biologi-
schen Volkssubstanz stoppen wolle“.10
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14  URSULA FERDINAND, Die Debatte „Agrar- versus Industriestaat“ und die Bevölke-
rungsfrage, in: Das Konstrukt „Bevölkerung“, hg. v. RAINER MACKENSEN, S. 111-149,
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Das Rassenparadigma war gegen Anfang der dreißiger Jahre ein ver-
bindliches sozialtechnisches Grundaxiom, das nicht nur sozialmedizini-
schen, sondern auch agrarsoziologischen und geopolitischen Ordnungs-
modellen zugrunde lag. Die NS-Bevölkerungspolitik strebte nicht nur die
quantitative Veränderung der Anzahl der Mitglieder des deutschen „Vol-
kes“ an, um im vermeintlichen „Kampf um den Lebensraum“ gegen die
Fremden aus dem Osten besser dazustehen, womit die Slawen und die
Juden gemeint waren;11 sie stellte die eigene Bevölkerung ebenso zur
Disposition: so genannte „Asoziale“, „Erbkranke“ und Angehörige nicht-
germanischer Völker und Rassen unterlagen der Geburtenverhinderungs-
politik und sozialer Ausgrenzung.12 Familien deutscher Herkunft, die
mehrere „gesunde“ Kinder hervorbrachten, erhielten soziale Förderung.13

Im NS-Regime überwogen aber die antinatalistischen Maßnahmen: Ehe-
verbote oder Zwangssterilisierungen ergänzten den Ausschluss des ver-
meintlich Kranken oder Fremden. Jeder Deutsche unterlag der Pflicht,
seine genealogische Herkunft offenzulegen. Dieser Nachweis sollte zeigen,
dass es keinen jüdischen Einfluss gab. Die Großstadt, und mit ihr die
Zuwanderung, wurden einer niedergehenden Moderne zugeordnet.14

Den Immigranten, also Polen und Juden, begegneten die deutschen
Bevölkerungsforscher mit Ablehnung,15 auch wenn diese bereits „assimi-
liert“ waren. Die Nationalsozialisten stellten die Differenz zwischen
„Autochthonen“ und Fremden künstlich her. Erst ihre rassistischen Gesetze
verwandelten integrierte Deutsche jüdischer Herkunft in „Fremdvölki-
sche“. Die ganze Bevölkerung wurde der Arierprüfung unterzogen. „Erb-
höfe“, also mittelständisch-landwirtschaftliche Betriebe, die per Gesetz von
einer juden- und slawenfreien Familie zu betreiben waren, galten den
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Raumplanern als vorbildlich. Der NS-Staat stützte die „Erbhöfe“ durch
gezielte Subventionen, verbunden mit einer Raumplanung für struktur-
schwache Regionen, insbesondere an der Ostgrenze zu Polen.16 Karl Haus-
hofer, der im Münchener Abkommen die Kartenvorlagen zur Neuordnung
der ČSR organisierte, richtete ab 1937 den Blick der imperialen Raum-
planung auf bevölkerungspolitische Sozialtechniken. Im Organ der deut-
schen Raum- und Siedlungsplaner hielt er fest, dass der eroberte Raum
nicht nur durch Soldaten, sondern auch durch die Brechung der Fertilität
verfeindeter Völker zu sichern sei. Er empfahl den kontinentalen Aufbau
einer neuen „Grenz- und Wehrsiedlung“. So sollten ethnische Mischungen
zwischen den „Völkern“ und „Rassen“ verhindert werden. Ferner ging es
ihm um die Prävention gegen eine Verstädterung der Landbevölkerung.
Ethnische Mischungen galten ihm als „Unterwanderung“ dessen, was er als
Lösung des von ihm konstatierten Bevölkerungsproblems ausmachte: Die
Aktivierung der „Schutzkraft des wehrwilligen, bodenfesten Siedlers“ an
den Grenzen. Es ging ihm also nicht nur um die Durchsetzung ethnischer
Homogenität in den Grenzräumen Ostmitteleuropas, sondern auch um die
Brechung der Reproduktionsfähigkeit fremder Bevölkerungen im „Kampf
um Lebensraum“.17 

Als Hitler in der Reichstagsrede vom 6. Oktober 1939 die künftigen
Besatzungspläne offenlegte, sprach er von einer „neuen Ordnung der
ethnographischen Verhältnisse“. Sein Modell sah, ganz im Sinne Hausho-
fers, eine ethnische Entflechtung multiethnisch zusammengesetzter Räume
vor. Hitler plante, die Grenzen des Deutschen Reichs bis an die Grenze der
Sowjetunion heranzuführen. Zu diesem Zweck sollten die deutschen Min-
derheiten aus dem sowjetischen Einflussbereich in das besetzte Polen
umgesiedelt und die Polen, anders als im bisherigen Besatzungsgebiet,
nationalstaatlich liquidiert werden.18 In seiner Reichstagsrede vom 31.
Januar 1939 hatte er bereits die „Vernichtung der jüdischen Rasse in
Europa“ angekündigt.19 Um beide Ziele umsetzen zu können, betraute
Hitler die Volksdeutsche Mittelstelle der SS (VoMi) mit der „Heim-ins-
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Reich“-Politik.20 Himmler sollte die „Volksdeutschen“ aus dem sowjeti-
schen Herrschaftsbereich in Polen ansiedeln. Das setzte umfangreiche
Vertreibungsprogramme voraus. Die Inklusion der deutschen Minderheiten
basierte auf Staatsverträgen, die Freiwilligkeit, Vermögensausgleich und
einen humanitären Ablauf festlegten.21 All das blieb der polnischen Bevöl-
kerung, ob Jude, Slawe oder „Zigeuner“, verwehrt. Am 7. Oktober unter-
schrieb Hitler seinen „Erlass zur Festigung deutschen Volkstums“, der die
fast vollständige Umwidmung Polens in „deutsche Ostgebiete“ vorsah, und
ernannte Himmler als Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei zum
Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums. Somit kam ihm
die Planungshoheit im Politikfeld Umsiedlung und Vernichtung zu. Die
Zivilverwaltung im Reichsgau Danzig-Westpreußen legte er in die Hände
Albert Forsters, im Warthegau in Arthur Greisers. Der Jurist Hans Frank,
Hitlers früherer Minister ohne Geschäftsbereich, erhielt das Generalgou-
vernement. Er herrschte über eine Art Kolonialland, das dem Reich auf
kurze Sicht als ein beliebig auszubeutendes Reservoir von natürlichen und
menschlichen Ressourcen dienen sollte. Außerdem wurde es als Aufnahme-
raum für die aus den besetzten Ostgebieten zu deportierenden Polen und
Juden und als Vorfeld für den geplanten Angriff auf die Sowjetunion ge-
nutzt.

Erste Bevölkerungspolitikszenarien hatten sich im Dezember 1939
konkretisiert, als SS-Einsatzgruppen und Wehrmacht erste Massaker ver-
übten.22 Für die NS-Bevölkerungspolitikexperten Erhard Wetzel und Ger-
hard Hecht war die ethnische Segregation der polnischen Bevölkerung
besiegelt. Sie schlugen nach dem Muster „positiver“ und „negativer“
Auslese vor, die leistungs- und eindeutschungsfähigen Personen zu integrie-
ren und die jüdischen Familien auszugrenzen. Juden waren so genannten
Asozialen gleichgestellt. Sie unterlagen wie die polnische Führungsschicht
der „Sonderbehandlung“.23 Ein ähnliches Szenario schlugen die traditionel-
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len Eliten der Weimarer Republik vor. Karl C. von Loesch und Werner
Hasselblatt, die Vordenker und Interessensvertreter des Grenz- und Aus-
landsdeutschtums, legten als Auftragsarbeit für Hermann Behrends im
Dezember 1939 eine eigene „Polendenkschrift“ vor.24 Der Vizechef der
VoMi hatte zuvor angefragt, was „außer Totschießen, Evakuierung“ „noch
schnell im Kriege“ gemacht werden könne.25 Die Nationalitätenforscher
empfahlen die „Reduktion“ des polnischen „Volkes auf einen Bruchteil
seines Gesamtbestandes“. Den rund eine Million „Volksdeutschen“, die
der Kreis als demographische Basis für die Neuansiedlungspolitik im War-
thegau und in Danzig-Westpreußen einrechnete, standen 600.000 Juden und
500.000 Polen gegenüber, die in das GG zu deportieren waren. Mehrere
Hunderttausend Polen wurden als Zwangsarbeiter angesehen. Die Polen,
die bis zum Ende des Ersten Weltkriegs in Preußen integriert waren, galt es
zu assimilieren. Das Szenario enthielt als weitere Eingriffe: die Liquidation
der Eliten und soziale „Auslese“, die Zerschneidung der polnischen Nach-
barschaften durch deutsche Siedlungen, die Konzentration der National-
polen auf ausgewählte Regionen und die Brechung der polnischen
Fertilität.26 All das lief auf eine Genozidlösung sowohl an der jüdischen als
auch an der slawischen Mehrheitsbevölkerung hinaus. Unter „Genozid“
versteht diese Studie nicht die Verengung des Begriffs auf die industrielle
Tötung der Juden, sondern die Summe von Maßnahmen, um ein Volk zu
ermorden.27 Dieser Genozid betraf potentiell 11.380.000 Menschen, die im
Generalgouvernement auf einer Fläche von 95.743 Quadratkilometern
lebten.28 Davon waren 1.139.000 Personen Juden.29
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Bevölkerungspolitik im Generalgouvernement:
„AB-Aktion“ und Judenverfolgung

Frank teilte mit Hitler zwar das Ziel, die polnische Bevölkerung des GG
auf lange Sicht entweder zu assimilieren oder zu vernichten. Das erschien
Frank aber erst nach 50 bis 100 Jahren als realisierbar.30 Staatsterror war
für ihn von Anfang an eines von zwei Mitteln, durch das er seine Herr-
schaft stabilisieren wollte. Darin glich er den Gauleitern der eingeglieder-
ten Ostgebiete. Als Mittel bot sich die radikale „ethnische Dekomposition“
der polnischen Gesellschaft in beherrschbare Einzelgruppen an.31 Seine
Aufgabe unterschied ihn von den Ostgauleitern, die ihre Herrschaftsgebiete
ethnisch säuberten. Ihm ging es um die Stabilisierung seiner Region, in der
demographisch die polnische Bevölkerung überwog. Deshalb räumte er den
Vertretern kommunaler polnischer Partikularinteressen ein beschränktes
Selbstverwaltungsrecht ein. Die Post, die Polizei, die Bahn und das Ge-
sundheitswesen blieben auf der Arbeits-, aber nicht auf der Leitungsebene
polnisch. Die begrenzte Selbstverwaltung unterlag dem Gebot, jede Form
organisierter Interessensvertretung zu unterlassen. Absprachen zwischen
einzelnen Interessensgruppen waren verboten. Die Besatzungsmacht streb-
te, trotz ihrer dünnen Personaldecke, die totale Kontrolle der polnischen
Gesellschaft an. Das war ohne die Ausübung von Terror, ein Hauptmerk-
mal nationalsozialistischer Herrschaftspraxis, aber auch ohne ein Konzept,
durch das die unterschiedlichen ethnischen Gruppen gegeneinander ausge-
spielt und instrumentalisiert werden konnten, nicht möglich. 

Den Besatzern war klar, dass Polen zwar als Grenz- und Verwaltungs-
einheit, aber nicht als Nationalstaat konsolidiert war. 1931 standen den
22,2 Millionen polnischen Muttersprachlern 4,8 Millionen Ukrainer, 2,5
Millionen Juden, 1,5 Millionen Weißrussen, 700.000 Deutsche, 80.000
Russen und Litauer sowie 30.000 Tschechen gegenüber.32 Die Ukrainer,
Weißrussen und Litauer aus dem ehemaligen Zarenreich, aber auch Deut-
sche und Juden, partizipierten kaum am polnischen Staat. Sie wurden von
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33  Vgl. RODERICH VON UNGERN-STERNBERG, Die Bevölkerungsverhältnisse in Estland,
Lettland und Polen. Eine demographisch-statistische Studie, Berlin 1939, S. 83-126.

34  HEIKO HAUMANN, Geschichte der Ostjuden, München 1991; FRANK M. SCHUSTER,
Zwischen allen Fronten. Osteuropäische Juden während des Ersten Weltkrieges
(1914–1919), Wien 2004.

35  THEODOR OBERLÄNDER, Die agrarische Überbevölkerung Polens, Berlin 1935.
36  KATRIN STEFFEN, Jüdische Polonität. Ethnizität und Nation im Spiegel der polnisch-

sprachigen jüdischen Presse 1918–1939, S. 267 ff.; MAGNUS BRECHTKEN, „Madagaskar für
die Juden.“ Antisemitische Idee und politische Praxis 1885–1945, München 1993, S. 93 ff.;
ESCH, „Gesunde Verhältnisse“, S. 83-87.

37  FRITZ ARLT, Übersicht über die Bevölkerungsverhältnisse im Generalgouvernement,
Volkspolitischer Informationsdienst der Regierung des Generalgouvernements: Innere
Verwaltung Bevölkerungswesen und Fürsorge, Heft 3, S. 56.

38  Ebd., S. 43.

der polnischen Mehrheitsbevölkerung zwar in die Pflicht genommen, aber
auch ausgegrenzt.33 Die deutsche Oberschicht war durch die polnische
Agrarreform geschwächt. Die Ukrainer wiederum träumten von einem
eigenen Staat, was sie im Bündnis gegen die Sowjetunion in die Arme Józef
Piłsudskis getrieben hatte. Doch der polnische Nationalstaat unterdrückte
die orthodoxe Kirche und ersetzte das ukrainische Gemeindewesen durch
eigene Verwaltungsspitzen. Die schärfsten Repressionen richteten sich
gegen die jüdische Minderheit.34 Die polnische Siedlungsplanung hatte sie
auf einen Bevölkerungsfaktor reduziert, der einer angestrebten Agrarreform
im Weg stand. Ohnehin hatten Betriebszersplitterung, Erbteilung und eine
unzureichende Bodenreform die notwendige Modernisierung der polnischen
Agrarwirtschaft verhindert.35 Als Lösung des Problems diskutierten die
nationalistischen Eliten Polens ebenso wie die NS-Eliten eine Abwanderung
der Juden nach Palästina oder Madagaskar.36 

Im Fall des Generalgouvernements nutzte Frank die Minderheiten-
probleme radikal aus. Zu den bevorzugten Gruppen gehörten die Ukrainer
und die „Goralen“. Allerdings handelte es sich bei den etwa 119.000 „Go-
ralen“, die Fritz Arlt als Leiter der Abteilung Bevölkerungswesen und
Fürsorge und SD-Mitarbeiter speziell für das GG als Minderheit auswies,37

um eine nur kleine, autochthone Bevölkerungsgruppe von Bergbauern und
Hirtennomaden aus der Tatra. Der Großteil der ukrainischen Minderheit in
Polen strebte dagegen den eigenen Nationalstaat an, zumindest Teilautono-
mie. Nach Schätzungen der Abteilung Bevölkerung und Fürsorge lebten auf
dem 17.000 Quadratkilometer großen Siedlungsgebiet der Ukrainer im
Generalgouvernement 1.200.000 Einwohner. Davon galten nur 744.000
Personen als Ukrainer im engeren Sinne.38 Sie sollten gegen die polnische
Mehrheitsbevölkerung ausgespielt werden. Ihr Zentrum befand sich in der
Region Chelm im Distrikt Lublin. Die ukrainischen Kollaborateure stellten
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39  Memorandum des Ukrainischen Zentralkomitees in Chelm für Ribbentrop, 1.11.
1939. Diese Schrift wurde durch den Stadtkommissar von Chelm am 6.11.1939 an den Dis-
triktchef in Lublin weitergeleitet, APL, 498 (Gouverneur des Distrikts Lublin)/156, Bl. 1-4.

40  Der HSFPP beim Reichsstatthalter in Posen im Wehrkreis XXI im Ansiedlungsstab
Posen v. 19.7.1940, und Organisationsplan der Umsiedlung der Deutschen aus dem Raume
Bug-Weichsel, AIPN, 667 (Chef der Sipo und des SD, EWZ Posen, Dienststelle Litzmanns-
tadt)/159, Bl. 8 f., 10-13.

41  Aktenvermerk Koppes über eine Besprechung zwischen Arthur Greiser und Hans
Frank in Krakau vom 4.11.1940, AIPN, NTN 36 (Greiser-Prozess), Bl. 557.

42  Zwischenbericht über die Erfassungsaktion im GG, Erfassungsgebiet westlich der
Weichsel, Stichtag: 3.3.1941, AIPN, 369 (Der Chef der Sipo und des SD, EWZ Litzmanns-
tadt I)/55, Bl. 2.

43  Globocnik an Zörner, 15.10.1940; APL, 498/164, Bl. 14.

am 1. November 1939 den Kontakt zu deutschen Dienststellen her. Sie
baten Reichsaußenminister Joachim von Ribbentrop darum, die „Polonisie-
rung“ rückgängig zu machen. Um ihre kulturelle Identität zu erhalten,
forderten sie die Vertreibung der polnischen und jüdischen Bevölkerung aus
ihrem Siedlungsgebiet.39 Um die ethnische Segregation der Nationalitäten
im Generalgouvernement umzusetzen, ließ Frank alle Angehörigen der
jeweiligen ethnischen Minderheiten erfassen. Die Russen wurden aufgrund
des deutsch-sowjetischen Flüchtlingsabkommens in die Sowjetunion abge-
schoben. Da weder zunächst Hitlers noch Franks Pläne eine „Germanisie-
rung“ des restlichen Polens vorsahen, richtete sich eine weitere Erfassungs-
aktion gegen die Deutschen im Bug-Weichsel-Raum um Chelm und Lublin,
die aber auf das gesamte Generalgouvernement ausgedehnt wurde.40 

Vom 31. Juli 1940 bis zum 3. März 1941 registrierte die Volksdeutsche
Mittelstelle 49.197 Personen im GG. 35,6 Prozent von ihnen stufte das
Kommando der Einwandererzentralstelle (EWZ) als A-Fälle ein, was für
diesen Personenkreis den Arbeitseinsatz – auf Bewährung – im Altreich
bedeutete. 60,3 Prozent der Erfassten kamen als O-Fälle für eine Umsied-
lung in die eingegliederten Ostgebiete in Frage. Sie wurden im Zuge der
Nah- und Fernpläne des RKF im GG erfasst, registriert und gegen die
vertriebenen Polen und Juden aus den eingegliederten Ostgebieten ausge-
tauscht.41 Nur 4,1 Prozent wurden zum G-Fall erklärt, was den Ausschluss
aus der Volksgruppe bedeutete.42 Die 600 ukrainischen Familien, die hinter
der deutsch-sowjetischen Demarkationslinie zusammen mit den Wolhynien-
deutschen in der Sowjetunion für den Verbleib im deutschen Herrschafts-
gebiet optierten, wurden in den Distrikt Lublin abgeschoben. Ihre Ansied-
lung diente der Stabilisierung des ukrainischen Siedlungsgebiets. Sie beka-
men die Wohnplätze der umgesiedelten Deutschen zugewiesen. Odilo
Globocnik, SS- und Polizeiführer (SSPF) im Distrikt Lublin, sprach von
„Tauschsiedlungen“.43 Dieser Distrikt galt als Siedlungsgebiet der Ukrai-
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44  Aufruf zur Umsiedlung an die Ukrainer in Warschau, ca. 11./12.1940; APL,
498/166, Bl. 8.

45  Übersicht über die Umsiedlungen im Generalgouvernement, 1.2.1940; APL,
498/133, Bl. 1.

46  Verordnungsblatt des Generalgouverneurs für die besetzten polnischen Ostgebiete
1939 zur Aufhebung der Steuerbefreiung; APL, 501(Kreishauptmann Lublin)/75, Bl. 16.

47  Verordnung über das Schächtverbot, 26.10.1939, APL, 501/75, Bl. 1.
48  Verordnung über Einsatz des Judenrates, 28.12.1939, APL, 501/75, Bl. 4.

ner. Ende 1940 rief ihre Selbstverwaltung die in Warschau lebenden Ukrai-
ner auf, in diese Region umzusiedeln.44 Die Umsiedlungen im Generalgou-
vernement zwischen Ukrainern, Polen und Deutschen kamen sich rasch mit
den europäischen Bevölkerungspolitikplänen in die Quere. Immerhin galt
der Distrikt Lublin als Auffangraum für die deportierten Polen und Juden
aus den eingegliederten Ostgebieten. Der Höhere SS- und Polizeiführer
(HSSPF) im GG, Friedrich Wilhelm Krüger, erklärte im Dezember 1939,
dass im Zuge der Deportation von Polen und Juden aus den eingegliederten
Ostgebieten bis Frühjahr 1940 insgesamt eine Million Polen und Juden
aufgenommen werden müssten. Er plante, die ortsansässigen Juden aus
dem Wirtschaftsleben abzuziehen, zu kasernieren und im Straßenbau ein-
zusetzen. Doch schon im ersten Halbjahr 1940 rech-nete die Planung der
Inneren Verwaltung des Generalgouvernements mit neuen Deportationen.
Es sollten über 1,6 Millionen Personen bewegt werden: 641.000 Polen,
Juden und Zigeuner aus den deutschen Ostgebieten in das Generalgou-
vernement; aus dem GG nach Deutschland 840.000 polnische Zwangs-
arbeiter und von Russland nach Polen und umgekehrt 75.000 Menschen.
Infolge der Räumung von Truppenübungsplätzen kamen weitere 120.000
Polen hinzu.45 Frank sprach von einer „modernen Völkerwanderung“; ein
Euphemismus für die Zerschlagung der gewachsenen Sozial- und Wirt-
schaftsstrukturen der polnischen Gesellschaft.

Die volle Härte der deutschen Genozidpolitik traf zunächst einmal die
jüdische Bevölkerung im GG. Frank löste die kulturelle und religiöse
Selbstverwaltung der Juden am 23. November 1939 auf.46 Die jüdische
Kultur sollte ausgelöscht werden. Wer rituelle Schächtungen vornahm, dem
drohte KZ-Haft.47 Am 28. November 1939 folgte die Einrichtung von
Judenräten als Vorstufe ihrer Erfassung. Die Gemeindeangehörigen konn-
ten ihre Räte zwar selbst wählen. Die Judenräte hafteten aber für die rasche
Registrierung ihrer Gemeindemitglieder. Zudem konnten die Kreishaupt-
männer die freie Wahl der Räte aufheben.48 Die Kreishauptmänner rekru-
tierten sich fast vollständig aus der NSDAP. Sie waren in Personalunion
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49  Odilo Globocnik im Vernehmungsprotokoll über den Fall Henning von Winterfeld
im Ehrengerichtsverfahren vor dem Obersten Parteigericht vom 30.12.1941, BAB, BDC,
Henning von Winterfeld, Bl. 9.

50  Zweite Durchführungsvorschrift zur Verordnung vom 26.10.1939 über Einführung
des Arbeitszwanges für Juden im Generalgouvernements vom 12.12.1939, APL, 501/15,
Bl. 7.

51  Kreishauptmann Zamosc an den Höheren SS- und Polizeiführer in Krakau und
Lublin, 6.4.1940, APL, 498/271, Bl. 25.

52  HANS GÜNTHER ADLER, Der verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden
aus Deutschland, Tübingen 1974, S. 125 f.

53  Zweite Durchführungsvorschrift zur Verordnung vom 26.10.1939, siehe Anm. 50.
54  Vgl. Diensttagebuch, S. 205.
55  Arbeitsgrundlagen der Abteilung Innere Verwaltung, Bevölkerungswesen und Für-

sorge, 6.4.1940, APL, 498/891, Bl. 52.

Standortführer der Partei.49 Es handelte sich also bei den Leitern der regio-
nalen Zivilerwaltung um eine politisch homogene Funktionselite. Die
zweite Durchführungsvorschrift sah Arbeitszwang und die Deportation der
Juden in Arbeitslager vor. Das betraf alle Juden im Alter zwischen 15 und
sechzig Jahren. Sie wurden von den Kreis- und Stadthauptleuten erfasst.50

Ende April 1940 waren zumindest im Distrikt Lublin fast alle Juden regi-
striert.51 Den polnischen Juden war bereits ab Ende 1939 die Basis für die
kulturelle und soziale Eigenständigkeit in der polnischen Gesellschaft
entzogen. Aber es drohte Schlimmeres. Bereits am 20. November 1939
machte sich Arthur Seyß-Inquart, der bis zu seiner Abkommandierung am
25. Mai 1940 zum Reichskommissar für die besetzten Niederlande als
Stellvertreter Franks fungierte, mit dem Distrikt Lublin vertraut. Er reiste
mit dem ersten Distriktgouverneur und SS-Brigadeführer Friedrich Schmidt
nach Wlodawa und Cycow. Offenbar galt der Distrikt Lublin als Endstation
aller europäischen Juden: „Dieses Gebiet mit seinem stark sumpfigen
Charakter könnte […] als Judenreservat dienen, welche Maßnahme wo-
möglich eine starke Dezimierung der Juden herbeiführen könnte.“52 Ein
Teil der NS-Funktionselite spielte zu diesem Zeitpunkt mit dem Gedanken
einer für Juden tödlichen Seuchenpolitik. Eine verschärfte Ausgangssperre
unterband jedenfalls bereits ihre Flucht.53 Die erste systematische Mord-
aktion richtete sich aber nicht gegen die Juden. Frank hob am 22. Mai 1940
ausdrücklich das Ausreiseverbot auf, um die Auswanderung der Juden zu
befördern.54 Auch Heinrich Gottong, Leiter der Abteilung Bevölkerungs-
wesen und Fürsorge, hielt am Ziel der „Reservation“ für Juden nur aus
dem Grund fest, weil es eine Zwischenlösung war.55 

Franks erster Schlag gegen die polnischen Eliten im Generalgouverne-
ment erfolgte im Frühjahr 1940 unter dem Decknamen „Außerordentliche
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56  Frank in der Dienstbesprechung vom 30.5.1939, in: Diensttagebuch, S. 212.
57  Das geht aus Bruno Streckenbachs Rede vor Hans Frank und den SSPF des General-

gouvernements, 30.5.1940, hervor, in: Ebd., S. 215.
58  Erfahrungsbericht über die Umsiedlung von Polen und Juden aus dem Reichsgau

Wartheland, 26.1.1940, des HSSPF beim Reichsstatthalter in Posen im Wehrkreis XXI als
Beauftragter des RKF, Amt für die Umsiedlung der Polen und Juden, AIPN, NTN 13
(Greiser-Prozess), Bl. 35.

59  Hans Frank auf der Dienstleiterversammlung der Kreis- und Stadthauptmänner im
Distrikt Lublin, 4.3.1939, in: Diensttagebuch, S. 146 f.

Befriedungs-Aktion“, auch als „AB-Aktion“ bekannt. Am 30. Mai 1939
hielt er fest: 

„Was wir jetzt an Führerschicht in Polen festgestellt haben, das ist zu liquidie-
ren, was wieder nachwächst, ist von uns sicherzustellen und in einem ent-
sprechenden Zeitraum wieder wegzuschaffen. Wir brauchen diese Elemente
nicht erst in die Konzentrationslager des Reiches abzuschleppen, denn dann
hätten wir nur Scherereien und einen unnötigen Briefwechsel mit den Familien-
angehörigen, sondern wir liquidieren die Dinge im Lande [sic!].“56 

Bruno Streckenbach, dem verantwortlichen Befehlshaber der Sicherheits-
polizei und des SD im GG, zufolge sollten rund 3.000 Männern und Frauen
ermordet werden. Weitere 3.500 so genannte Berufsverbrecher sollten
folgen, um sie aus dem gesellschaftlichen Leben auszuschalten. Außerdem
ging es darum, Platz in den Gefängnissen zu schaffen.57 Frank zog damit
den Gauleitern Greiser und Erich Koch nach, die die sozialen Eliten Polens
ebenfalls systematisch umbringen ließen.58 Dass nicht nur Platz in den
Gefängnissen, sondern zudem der Wohnraum ganzer Dörfer, Siedlungen
und Städte im Generalgouvernement für die anstehenden Umsiedlungs-
aktionen benötigt wurde, war nicht nur Frank und seinem HSSPF, sondern
auch den Distriktsadministrationen bekannt. Sie waren die eigentlichen
Verwalter der umfassenden Ansiedlungspläne. Bereits am 4. März 1940
klärte Frank seine regionalen Ansprechpartner im Distrikt Lublin darüber
auf, dass er, in Absprache mit Hermann Göring, zwar den Plan Himmlers
vereiteln konnte, 7,5 Millionen Polen im Generalgouvernement aufnehmen
zu müssen. Er konnte jedoch die Übernahme sämtlicher Juden aus dem
Altreich, weiterer 100.000 bis 120.000 Polen und 30.000 Zigeuner nicht
hintertreiben. Mit Göring erzielte Frank die Übereinkunft, seine eigene
Treuhandstelle könne jüdische Vermögen verwerten.59 So profitierte das
Generalgouvernement selbst von den umfangreichen Beschlagnahmungen,
was in den eingegliederten Ostgebieten nicht der Fall war. Die Zwangs-
lage, in die sowohl die Ostgaue als auch das Generalgouvernement durch
die Umsiedlungspolitik geführt wurden, stellte Franks Kompromiss in
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60  Vgl. Pressezusammenfassung des Szenarios „Das Judenproblem – statistisch“ (R 57/
826b); vgl. PETER HEINZ SERAPHIM, Die Judenfrage im Generalgouvernement als Bevölke-
rungsproblem, Die Burg 1, 1940, S. 56-63.

61  Vgl. HANS JANSEN, Der Madagaskar Plan. Die beabsichtigte Deportation der euro-
päischen Juden nach Madagaskar, München 1997, S. 316 ff., 330 f. 

62  Franks Besprechung über das „Judenproblem“ mit Arthur Greiser, 31.7.1940, in:
Diensttagebuch, S. 261.

Frage. Die Gauleiter aus den eingegliederten Ostgebieten drängten ihn,
weitere Juden aufzunehmen.

Welche Destruktivkräfte eine mit modernen Mitteln ausgestattete Bevöl-
kerungswissenschaft zu entfalten vermag, zeigen die Szenarien, die als
Reaktion auf die Zwangslage entfaltet wurden. Peter-Heinz Seraphim, der
im Institut für deutsche Ostarbeit die „Judenfrage“ bearbeitete, konstatierte
1940 das Problem einer neuen Überbevölkerung für das GG, weshalb er
die Schaffung eines Judenreservats in Lublin ablehnte. Er rechnete aus,
dass im Juli 1940 1.870.000 Juden im GG lebten. Die Vorkriegszahlen
gingen von 1.269.000 Juden aus. Für die Differenz machte Seraphim
explizit keinen natürlichen Zuwachs verantwortlich, sondern die Aufnahme
der 350.000 Juden aus den neuen Ostgauen. Das wiederum zog einen für
ihn inakzeptablen „Verjudungsprozess“ nach sich.60 Eine andere Expertise
regte das Auswärtige Amt an.61 Als Friedrich Burgdörfer, Präsident des
Bayrischen Statistischen Amtes und Leiter der deutschen Volkszählung, am
17. Juli 1940 „Zur Frage der Umsiedlung der Juden“ Stellung nahm,
rechnete er nicht nur die Zahl der jüdischen Bevölkerung in Europa, den
USA und Asien vor; er spielte auch die Machbarkeit von deren Deportation
nach Madagaskar durch. Solche logistisch nicht umsetzbaren Szenarien
münzten das Resultat der Judendeportation in das GG in ein neues Problem
um, das durch neue Maßnahmen gelöst werden musste. 

Indessen entwickelte Frank in Reaktion auf die Pläne der Ost-Gauleiter
und der Reichsinstanzen eigene Bevölkerungsszenarien. Am 31. Juli 1940
diskutierte er mit Greiser, HSSPF Wilhelm Koppe aus dem Warthegau und
Friedrich Wilhelm Krüger, welche Engpässe sich aus den geplanten Depor-
tationswellen ergäben. Frank selbst wollte im Sommer 1940 alle Juden aus
Krakau vertreiben. Das betraf 45.000 bis 50.000 Personen.62 Diese Aktion
kollidierte aber mit dem Plan Greisers, die 250.000 im Ghetto Litzmanns-
tadt festgehaltenen Juden abzuschieben. Greiser hatte Frank über das Pro-
blem in Kenntnis gesetzt, dass Seuchen im Ghetto Litzmannstadt den Kran-
kenstand seiner Adimistration bis auf 30 Prozent hochschnellen ließen.
Auch hätte Himmler ihn vertröstet, alle europäischen Juden nach Abschluss
eines Friedensvertrags mit Frankreich nach Übersee zu deportieren. Grei-
ser hob hervor, dass die Evakuierung der Juden in das Generalgouverne-
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zwischen Hans Frank und Arthur Greiser; auf dieser Besprechung waren noch BdS im GG,
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die Verwaltung des GG vertrat, in: Ebd., S. 264 ff.

65  Hans Frank während der Besprechung mit Arthur Greiser über die „Judenfrage“,
31.7.1939 in Krakau, in: Ebd.

66  Anordnung der Inneren Verwaltung des Generalgouverneurs für die Kreis- und
Hauptleute in Lublin über die „Einsiedlung der Juden“, 2.8.1940, APL, 501/140, Bl. 8.

67  Bekanntmachung des Judenrats v. 25.8.1940, APL, 618 (Judenrat in Zamosc), Bl.
33.

68  Hans Frank an die Passstellen der Inneren Verwaltung in den Distrikten, 23.11.
1940, APL, 498/891, Bl. 294.

69  Bekanntmachung des Standortarztes Dr. Ullmann und des Judenrats, 1.3.1940, APL,
618.

ment nur eine „Zwischenlösung“ sei.63 Bruno Streckenbach, der die Burg-
dörfer-Denkschrift offenbar kannte, stand diesem Szenario skeptisch gegen-
über. Gleichzeitig wies HSSPF Krüger darauf hin, dass er mit 30.000
Zigeunern aus dem Altreich rechne.64 Allen Sitzungsteilnehmern muss klar
gewesen sein, dass sich die Wohnraum- und Versorgungslage im Distrikt
Lublin dramatisch zuspitzen würde, kämen weitere Juden hinzu. Am Ende
der Besprechung gestand Frank seinem Nachbarn Greiser zu, dass die
„Germanisierung“ des Warthegaus gegenüber der Stabilisierung des GG
Vorrang habe.65 Er nahm nicht nur weitere Juden auf, sondern er beschloss
auch noch die „Aussiedlung der Juden aus Krakau“. 

Um die Zwangsmigration der Juden von Krakau nach Lublin zu be-
schleunigen, täuschte Frank vor, sie könnten sich dort frei niederlassen und
Handel treiben.66 Kaum erreichten sie Lublin, wurden sie aber, ebenso wie
die örtlichen Juden, beraubt.67 Schließlich hob Frank im November 1940
endgültig das Auswanderungsgebot für Juden auf.68 Somit waren die teils in
Arbeitslagern, teils in Auffangdörfern internierten Juden auf Zwangsarbeit
angewiesen. Es ist kein Zufall, dass sich die Lage der Juden Lublins ab
März 1941 zuspitzte: die jüdische Bevölkerung war sozial und räumlich
separiert, ohne lebensnotwendige Ressourcen. Die Orte, an denen die
Juden zusammengepresst wurden, waren reine Wartestationen. Doch ihre
Umsiedlung blieb aus. Die Lebensumstände der Juden im Distrikt Lublin
waren ab März 1941 mörderisch: In der Stadt Lublin und in einigen kleine-
ren Orten wie Zamosc waren Ruhr und Flecktyphus ausgebrochen.69 Die
Verwaltung ging zwar zusammen mit der jüdischen Selbsthilfe mit Impfun-
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hg. v. MICHAEL HUBENSTORF , Husum 1997, S. 324-339.

73  DIETER POHL, Von der „Judenpolitik“ zum Judenmord. Der Distrikt Lublin des Ge-
neralgouvernements 1939-1944, Frankfurt/M. 1993, S. 102 ff., nimmt an, Frank habe nicht
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gen dagegen vor,70 aber nicht um den jüdischen Opfern zu helfen. Die
Impfaktionen dienten in erster Linie dem Zweck, das Übergreifen der
Seuchen auf andere Bevölkerungsgruppen, vor allem auf die deutsche
Zivilverwaltung, zu verhindern. 

Die „Seuchenpolitik“ war ein Instrument der Zivilregierung des GG,
sich der in Ghettos und Auffangdörfern konzentrierten Juden zu entledigen,
wie auch das Beispiel des Warschauer Ghettos zeigt. Dort führte das Ein-
schließen der Juden in Kombination mit ihrer Enteignung, ungenügenden
Lebensmittelrationen, gezielten Grausamkeiten durch die Besatzer und
fehlenden Erwerbsmöglichkeiten zu katastrophalen Zuständen. Die un-
zureichenden medizinischen Hilfsleistungen richteten sich an die arbeits-
fähigen Juden, während die Kranken den Seuchen überlassen wurden.
Schließlich gab die Warschauer Gesundheitsverwaltung das Leben der
Juden auf, nachdem die übergeordneten Dienstellen ein Massensterben
nahelegten.71 Nicht nur weil die Juden aus rassistischen Gründen auf poten-
tielle Seuchenträger reduziert und nicht als behandlungsbedürftige Kranke
angesehen wurden, unterblieb jede vernünftige Hilfe. Die Juden selbst,
nicht aber die Seuchen, galten als Problem. Die „fremdvölkischen“ Men-
schen „Asiens“ erschienen den Gesundheitsexperten als potentielle Seu-
chenträger, weshalb es galt, sie aus Gründen der bakteriologischen Präven-
tion aus dem „deutschen Lebensraum“ zu entfernen.72

Die Frage, ob Frank nur der Vertreter einer pragmatischen Ausbeu-
tungspolitik war oder ob er selbst radikalisierend in die „Endlösung“
eingegriffen hat, ist offen.73 Wahrer des Rechtsstaates waren er und seine
Zivilverwaltung auf keinen Fall. Als Frank sich im Oktober 1941 mit der
Frage an den Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, Alfred Rosen-
berg, wandte, ob er nicht seine Juden aufnehmen könne, stimmte dieser
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nen nach Lodz und Vernichtung in Chelmno, in: Theresienstädter Studien und Dokumente,
hg. v. MIROSLAV KÁRNÝ u. a., Prag 2005, S. 38-68, hier S. 43.

77  BOGDAN MUSIAL, Ursprünge der „Aktion Reinhardt“. Planung des Massenmordes
an den Juden im Generalgouvernement, in: „Aktion Reinhardt“. Der Völkermord an den
Juden im Generalgouvernement 1941–1944, hg. v. DERS., Osnabrück 2004, S. 49-85.

78  TOMASZ KRANZ, Das Konzentrationslager Majdanek und die „Aktion Reinhardt“, in:
„Aktion Reinhardt“, S. 233-255.

79 SCHMUHL, Rassenhygiene, Nationalsozialsimus, Euthanasie, S. 210; PATRICIA

HEBERER, Eine Kontinuität der Tötungsaktionen. T4-Täter und die „Aktion Reinhardt“, in:
„Aktion Reinhardt“, S. 289.

80  Protokoll der „Wannsee-Konferenz“, 20.1.1942, in: Akten zur Deutschen Auswär-
tigen Politik 1918–1945, Göttingen 1969, S. 267-275

zwar zu, bot aber nichts Konkretes an.74 Ab Ende Sommer 1941 hatten sich
neben der „Seuchenpolitik“ andere „Lösungen“ ergeben. Himmler befahl
im August die Wiederaufnahme der Deportationen der europäischen Juden.
Außerdem waren die SS-Einsatzgruppen in der eroberten Sowjetunion dazu
übergegangen, die Juden dort systematisch zu ermorden.75 Nun war die
Eigeninitiative lokaler Akteure gefragt. Bereits im Sommer hatte sich im
Fall der Juden aus dem Ghetto Litzmannstadt bei Paul Werner Hoppe, dem
Vize-Kommandanten im KZ Stutthof, durchgesetzt, nur die arbeitsfähigen
Juden am Leben zu lassen. Der Grund lag u. a. in dem Sachzwang begrün-
det, die vom SD unterbrochenen Deportationen aus dem Altreich, Öster-
reich und Prag in den Warthegau und in das GG wieder aufzunehmen.76

SSPF Globocnik schlug im April 1941 ähnliches vor.77 Als Hitler im Sep-
tember 1941 die Teildeportationen von Juden aus dem Altreich in das GG
wieder zuließ, und diese Deportationen mit einer finalen „Lösung“ der
„Judenfrage“ verknüpfte, war das Schicksal der Juden besiegelt. In Au-
schwitz und im Distrikt Lublin war der Bau von Vernichtungslagern be-
schlossen worden.78 Ausgangspunkt bildete die „Aktion Reinhard“, an der
auch die T-4 Spezialisten teilnahmen, die zuvor den Krankenmord an über
70.000 deutschen Kindern und Erwachsenen begangen hatten.79 Das Ziel
der „Aktion Reinhard“ war die Tötung der 2.284.000 Juden, die, nach den
statistischen Vorgaben für die Wannsee-Konferenz,80 in den fünf Distrikten
des Generalgouvernements in Warschau, Lublin, Radom, Krakau und
Lemberg lebten. Die Gruppe der T-4 Täter baute für diesen Zweck, in
enger Verbindung mit Globocnik, drei Massentötungsanlagen in Belzec,
Sobibor und Treblinka. Frank reflektierte diese Situation am 16. Dezember
1941 folgendermaßen: 
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81  Hans Frank während der Sitzung vom 16.12.1941, in: Diensttagebuch, S. 457 ff.
82  Vgl. Vom Generalplan Ost zum Generalsiedlungsplan, hg. v. CZESŁAW MADAJ-

CZYK, München 1994, S. 42, 91 ff.
83  CHRISTOPHER BROWNING, Die Entfesselung der „Endlösung“. Nationalsozialistische

Judenpolitik 1939–1942, München 2003, S. 515 ff.

„Mit den Juden – das will ich ihnen auch ganz offen sagen – muß so oder so
Schluß gemacht werden. […] Ich werde daher den Juden gegenüber grundsätz-
lich nur von der Erwartung ausgehen, daß sie verschwinden. Sie müssen weg.“

Letztlich optierte auch er für einen Völkermord: 

„Aber was soll mit den Juden geschehen? Glauben Sie, man wird sie im Ost-
land in Siedlungsdörfern unterbringen? Man hat uns in Berlin gesagt: weshalb
macht man diese Scherereien; wir können im Ostland oder im Reichskommissa-
riat auch nichts mit ihnen anfangen, liquidiert sie selber.“ 

Er kündigte zwar an, dass die Zivilverwaltung in diese Lösung nicht einge-
bunden sein würde, und sprach von einem „Aufbruch“ nach Osten „welt-
geschichtliche[r] Art“.81 Gemeint waren jedoch die Verdrängung der Juden
nach Osten und die Neuansiedlung „Volksdeutscher“ im GG. Frank bezog
sich zwar auf einige der bevölkerungs- und raumpolitischen Eckpunkte, die
später in das Raumplanungsprogramm des RKF, in den Generalplan Ost,
aufgenommen wurden. Dieser Plan existierte zu diesem Zeitpunkt aber
noch nicht. Er konnte Himmler im März 1942 nur in Umrissen und erst
drei Monate später konkreter dargelegt werden.82 Insofern lässt sich für den
Zeitraum, in dem die Ermordung der polnischen Juden im GG besiegelt
wurde, keine auf den Generalplan Ost zurückgehende „Sogwirkung“ aus-
machen.

Die „Aktion Reinhard“ und die „Globocnik-Brücke“ im Distrikt Lublin

Himmlers Beauftragter in Lublin, der SSPF Globocnik, war ein ehrgeiziger
und brutaler Organisator der Deportations- und Umsiedlungspolitik. Die
Entscheidung, zwischen September und Oktober 1941 die „Endlösung der
Judenfrage“ im Distrikt Lublin durch Massenerschießungen und Verga-
sungsanlagen im Zuge der „Aktion Reinhard“ einzuleiten, stand in engem
Zusammenhang mit dem Paradigmenwechsel in der Bevölkerungs- und
Siedlungspolitik im GG.83 Im Verlauf dieser Aktion, das Morden auch auf
die nichtjüdische polnische Mehrheitsbevölkerung auszudehnen, ging auf
Globocniks Initiative zurück. In der Bevölkerungspolitikplanung assistierte
ihm Franz Stanglica. Als ehemaliger Mitarbeiter des Wiener Haus- und
Hofarchivs war er Spezialist für Wehrsiedlungen und Ansiedlungsfragen
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87  Anordnung des Reichsführers SS betreffend „Durchführung der Auslese der ein-
zudeutschenden Polensippen“, 20.10.1940, AIPN, 667/160, Bl. 113.

88  Hellmut Müller, Erster Lagebericht über die Verhältnisse in Lublin an den Chef des
Rasse- und Siedlungshauptamtes SS-Gruppenführer Hofmann, 15.10.1941, BAB, BDC,
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der Habsburger Monarchie in Südungarn.84 1937 war er Mitarbeiter von
Wilhelm Grau, dem Leiter der Abteilung Judenforschung im Reichsinstitut
für die Geschichte des neuen Deutschlands.85 Im KZ Sachsenhausen war er
im Oktober 1940 als einfacher Wachmann eingestellt worden. Mit der
Vernichtungs- und Umsiedlungspolitik hatte er sich 1941 bekannt gemacht,
als er im Verwaltungsstab des KZ Auschwitz an der Raumplanung mit-
arbeitete.86 

Welche Pläne Globocnik und Stanglica verfolgten, geht aus dem Bericht
eines Mitarbeiters des Rasse- und Siedlungshauptamtes der SS vom 15.
Oktober 1941 hervor. Es war von Himmler am 30. Oktober 1940 angewie-
sen worden, sich an der „Auslese“ der so genannten einzudeutschenden
Polensippen im Kreis Zamosc zu beteiligen. Die deutschstämmigen Polen
sollten entweder assimiliert oder dem Vernichtungsprozess übergeben
werden.87 Diese „positive“ und „negative“ „Auslese“ war Teil eines kom-
plexen Planungsszenarios. Offensichtlich wollte Globocnik die alte Habs-
burger „Siedlungsbrücke“ zwischen den Deutschen im südöstlichen Polen
bis in das rumänische Siebenbürgen durch Neuansiedlung reaktivieren. Ihm
ging es um die „allmähliche Säuberung des gesamten Generalgouverne-
ments von Juden und Polen zwecks Sicherung der Ostgebiete“. Zu diesem
Zweck wollte er „im westlichen Zwischengebiet das verbleibende Polentum
siedlungsmässig ,einkesseln‘ und allmählich wirtschaftlich und biologisch
erdrücken“.88 Intern nannte der Lubliner SSPF dieses Vorhaben die
„Globocnik-Brücke“.89 Himmler nahm den Plan Globocniks vom Oktober
1941 nicht nur dankend auf, er radikalisierte ihn beträchtlich. Der General-
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plan Ost, den ihm Konrad Meyer parallel zur Siedlungs- und Vernichtungs-
planung in Lublin am 2. Juli 1942 vorgelegte,90 fasste sämtliche Planungs-
szenarien für das gesamte östliche Polen und die Sowjetunion vom Balti-
kum bis zum Schwarzen Meer zusammen.91 Dieser Plan kam aber viel zu
spät, um entscheidend auf die Raum- und Bevölkerungsplanung in Lublin
Einfluss nehmen zu können. 

Meyers Plan sah vor, ganz Ostmitteleuropa mit einem Netz neuer deut-
scher Städte und Autobahnen zu überziehen, die ihrerseits von „Wehr-
dörfern“, also SS-Stützpunkten mit eigener Infrastruktur und landwirt-
schaftlicher Produktion, geschützt werden sollten. Binnen 30 Jahren sollte
die gesamte slawische Bevölkerung dezimiert, assimiliert und durch deut-
sche Siedler ersetzt werden.92 Trotz der nicht zu unterschätzenden Dimen-
sionen des Generalplans Ost war er für die Planung und Durchführung der
Bevölkerungs- und Siedlungspolitik im Generalgouvernement nachrangig.
Das drückt sich in der Aktennotiz vom 27. Oktober 1942 aus, in der SS-
Hauptstürmführer Gustav Hanelt, der Leiter der Forschungsstelle Ost-
unterkünfte, sich bei Globocnik darüber beschwerte, dass Udo von Schau-
rodt, Konrad Meyers Architekt im Berliner RKF, die Raumordnungsskizze,
die Stanglica für den Distrikt Lublin entworfen hatte, als eigenen Entwurf
ausgegeben hatte. Stanglicas Skizze war aber schon von Reinhold von
Mohrenschild, Stellvertreter des RKF in Lublin, als Planungsgrundlage
angenommen worden.93 Das Szenario ging nicht von Berlin, sondern von
Lublin aus, wo Stanglica vor den Mordaktionen die statistischen Rohdaten
der jüdischen und polnischen Bevölkerung zusammenstellte. Nach Globoc-
nik war das die wichtigste Vorarbeit für die Aktion: „Die Verdrängung
außereuropäischen Blutes in den besetzten Gebieten wird erst dann vor-
genommen werden können, wenn die Bevölkerungszusammensetzung
festgestellt ist und die deutschen Siedlungszentren bestimmt worden
sind.“94 

Stanglica legte die Eckpunkte für die Raum- und Bevölkerungsordnung
für die Zeit nach der „Aktion Reinhard“ fest, indem er sowohl einen Aus-
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siedlungsplan für die polnische als auch einen Ansiedlungsplan für die
deutsche Bevölkerung vorlegte. Globocnik sandte Himmler am 3. Juni
1942 noch während der „Aktion Reinhard“ zwei Expertisen zu: den Bericht
über die „Tätigkeit auf dem Gebiet des Deutschtums im Distrikt Lublin
nach dem Stand vom 1.6.1942“ und eine Dokumentation über die Ge-
schichte der Juden in Lublin, einschließlich demographischer Bestandsauf-
nahmen.95 Am 20. Juli besuchte Himmler persönlich die „Forschungsstelle
Globocnik“.96 Am 15. August stand der Plan zur „Entvölkerung des Dis-
trikts Lublin“ fest. Es sollten 400.000 Polen deportiert werden, um 3.000
deutschen Herdstellen Platz zu machen. Als Neusiedler stellte Himmler
Globocnik neben den reaktivierten „Volksdeutschen“ aus dem Kreis Za-
mosc 1.400 umgesiedelte deutsche Familien aus Bessarabien zur Verfü-
gung.97 Die berüchtigte SS-Einheit Dirlewanger führte die Aktion durch.98

Frank stand dem Plan zwar skeptisch gegenüber, erklärte sich aber zur
Mitwirkung bereit, wenn die Krakauer Raumplanung eingebunden würde.
Frank wollte die Gelegenheit nutzen, um im Zuge der „Entvölkerung“
eigene Staatsdomänen zu gründen.99 Er wandte aber ein, im Distrikt Gali-
zien existiere jede Menge Brachland, um dort mit der „Germanisierung“ zu
beginnen. Er fürchtete nicht nur den polnischen Widerstand, sondern auch
das Ende des Systems zur Ernteerfassung, also um die Nahrungsmittel für
das Reich.100 

Als im August eine letzte Besprechung zwischen Globocnik und seinem
SS-Stab stattfand, stand die Zielplanung der Aktion fest. Innerhalb kürzes-
ter Zeit galt es 59.000 Polen zu „evakuieren“ und 1.460 Herdstellen an
„Volksdeutsche“ umzuverteilen. Diese „Umsiedlungsaktion“ verband Glo-
bocnik mit einer agrarökonomischen „Flurbereinigung“, der sogenannten
Z-Aktion. Sie sah Enteignungen und die Zusammenfassung polnischer
Kleinbetriebe zu Großbauernhöfen vor.101 Die agrarischen Großbetriebe
waren in die Hände der SS umzulegen. In diesem arbeitsteiligen Prozess
schaffte die VoMi die „Volksdeutschen“ heran, die von Ort zu Ort gegen
vertriebene Polen ausgetauscht wurden. Die Zweigstelle Lublin der Um-
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wandererzentralstelle (UWZ) Litzmannstadt erfasste alle Polen, um sie in
ihren Lagern in „Fremdstämmige“ und Arbeitsunfähige, Asoziale und
Fürsorgeempfänger zu selektieren.102 Ihre „Rassegutachter“ wählten aus
diesem Kreis geeignete Polen aus, um sie entweder in Zwangsarbeit oder in
ein Assimilationsverfahren zu pressen. Zu diesem Zweck stellte die UWZ
Namenslisten auf, in denen die Gefangenen in vier Wertungskategorien
unterteilt wurden. Sie kamen in das Gefangenenlager der UWZ, das ein
Fassungsvermögen von 10.500 Personen hatte. Die Dörfer sollten am Ende
„restlos von Polen“ gesäubert sein. Die Ukrainer, die im Gegensatz zu den
Polen Hausrat, Wagen und Pferde mitnehmen durften, wurden ebenfalls
„umgesetzt“, konnten aber in das ukrainische Siedlungsgebiet abwan-
dern.103 

Die erste Umsiedlungs-Aktion fand am 27. November statt, zeitgleich
mit der Heranführung der deutschen Siedler. Die SS erzielte aber nicht den
gewünschten Erfolg: in den ersten „bereinigten“ Dörfern belief sich die
Zahl der Festgesetzen auf nur 60 Prozent, was im weiteren Verlauf der
Aktionen mit einer Quote von 15 Prozent am Ende drastisch unterschritten
wurde. Trotzdem erfasste die UWZ im Verlauf der ersten sieben Tage der
Aktion insgesamt 3.513 Personen. 698 Menschen durften wieder nach
Zamosc zurückkehren; 2.815 Personen überwies die UWZ in ihr Gefange-
nenlager, wo sie hierarchisiert wurden. Insgesamt wurden 198 Menschen
der Kategorie II zugeordnet, 1.909 der Kategorie III und 708 der letzten
Kategorie IV. Die Polen, die in die Kategorie II fielen, waren privilegiert.
Die Personen der Kategorie III verschickte die UWZ entweder ins Altreich,
wo sie Zwangsarbeit zu leisten hatten, oder sie beließ sie für den gleichen
Zweck im Generalgouvernement. Die Polen der Kategorie IV deportierte
der SD in das „Arbeitslager Auschwitz“.104 Die Letzteingestuften kamen
dort am 13. Dezember an. 314 Männer und Jungen erhielten die Nummern
82.548 bis 82.859; 318 Frauen und Mädchen die Nummern 26.810 bis
17.032. Von den 644 Häftlingen, die nach Auschwitz deportiert wurden,
flüchteten 14 Personen. Da zwei Mütter ihre kleinen Söhne als Mädchen
ausgaben, um sie weiter bei sich zu behalten, erhielten sie die Nummern
für weibliche KZ-Häftlinge, was die Aufseher bemerkten. Deshalb wurden
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die beiden Jungen am 21. Dezember mit Phenolspritzen ermordet.105 Solche
Verbrechen sprachen sich rasch herum, so dass die Betroffenen flüchteten.

Erste Gefechte zwischen Polen und den NS-Polizeikräften behinderten
zudem die Aus- und Ansiedlungen. Am Ende verließen die Polen der
umliegenden Kreise ihre Dörfer und flohen in die Wälder.106 Alle flüchti-
gen Bauern, aber auch die Bauern, die später festgenommen wurden,
kamen in das UWZ-Lager in Zamosc,107 und ein kleiner Teil der Fest-
genommenen von dort aus nach Auschwitz.108 Da die polnischen Dorfbe-
wohner noch vor der Einkesselung ihrer Dörfer flüchteten, mussten die
Nationalsozialisten einlenken. Sie gestanden den Zwangsarbeitern aus
Zamosc zu, ihren Kindern und Großeltern zu schreiben und Geld zu schi-
cken. Dieser Personenkreis, der der Wertungsgruppe II und III zugeteilt
worden war, sollte nämlich nach Berlin deportiert werden, um gegen Juden
ausgetauscht zu werden. Eigentlich waren die Hinterbliebenen in den
„Rentendörfern“ auserkoren, ihr Leben in Subsistenzwirtschaft zu fristen.
Das Briefschreiben diente nicht dem Wohl der Hinterbliebenen, sondern
der Täuschung. Denjenigen, die noch nicht deportiert worden waren, sollte
die Angst genommen werden, dass sie in Konzentrationslager gesteckt
würden. Zu diesem Zeck organisierte die UWZ-Litzmannstadt den geziel-
ten Transfer von Postkarten von Berlin nach Zamosc. Ferner erklärte der
SD den „Evakuierten“, die Aktion, sie zu Arbeiten heranzuziehen, diene
dem Kampf gegen Judentum und Bolschewismus. Den polnischen Zwangs-
arbeitern aus der Region Zamosc wurde in Berlin in Aussicht gestellt, nach
„guter Arbeitsleistung“ ihre Verwandten besuchen zu dürfen.109 

Das Scheitern der Umsiedlungspolitik in Zamosc wurde am 22. Januar
1943 intern vermerkt.110 Trotzdem hielt Globocnik während der Dienst-
besprechung am 26. Februar mit dem Beauftragten des RKF fest, dass die
Evakuierungen fortzusetzen seien. Er wollte den Kreis und die Stadt Za-
mosc bis Sommer 1943 räumen. Dafür standen bereits „Volksdeutsche“ aus
Kroatien bereit. Das Festhalten an diesem Plan war möglicherweise als
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Machtdemonstration des SD gegenüber Frank gedacht gewesen. Vor allem
aber war sie eine Form der Selbstmobilisierung des RKF. Die Forschung
hat als Grundlage für diese Aktionen den Generalplan Ost angesehen, also
die Genozidplanung gegenüber den Slawen in Ostmitteleuropa.111 Diese
Schlussfolgerung ist m. E. zu differenzieren. Auf die Judenvernich-tung
nahm dieser Plan keinen Einfluss mehr. Diese ging auf die vorausgegange-
ne Zwangsmigrationspolitik zurück, die nicht passiv kumulativ, sondern
sukzessiv in eine Genozidpolitik überführt wurde. Für die Ansiedlungen in
Lublin galten die Umsiedlungsaktionen im Zuge der Nah- und Fernplanung
des SD und die Ansiedlungspolitik in den polnischen Westgebieten als
Vorbilder, was aber noch genauer untersucht werden muss. Der General-
plan Ost, und damit das Szenario eines Genozids im Genozid, war 1942/43
bar jeder Umsetzungschance. Die Besatzer mussten ganz im Gegenteil für
1943, nachdem sie ihre Volkszählung durchgeführt hatten, einen deutlichen
Anstieg der polnischen Bevölkerungszahl hinnehmen. Im GG, Galizien
eingerechnet, lebten im Jahr 1943 rund 17 Millionen Polen. Das waren 1,5
Millionen Menschen mehr im Vergleich zur Vorkriegszeit. Dafür machte
die deutsche Statistik den ungebrochenen Geburtenanstieg verantwortlich.
Die jüdische Bevölkerung fand in dieser Zählung keine Berücksichti-
gung.112

Die Umsiedlungspolitik in Zamosc war jedenfalls schon nach drei
Monaten gescheitet. Globocnik stellte den noch nicht vertriebenen Bauern
im Kreis Zamosc frei, ihre Äcker weiter zu bestellen. Von Krakau aus
setzte sich HSSPF Krüger damit durch, die „ausgesiedelten Polen“ nicht
mehr individuell in vier Wertungsgruppen zu unterteilen, sondern im
geschlossenen Familienverband umzusiedeln. Damit fiel auch das Neben-
ziel der Familienzerstörung weg. Globocnik sah sich dem Vorwurf ausge-
setzt, er führe das „Ansiedlungsgebiet als eine Art zoologischer Garten“.
Er stellte sich darauf ein, den verbliebenen Polen mitteilen zu müssen, die
Aussiedlung würde „abgeblasen“. Intern verkaufte er sein Scheitern als
raffinierten Plan, damit die Polen im kommenden Frühjahr ihre Äcker
bestellen könnten. Davon sollten die „Volksdeutschen“ profitieren, wenn
sie denn kämen.113 Die Siedlungspolitik im Distrikt Lublin endete im De-
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saster. Die Berliner Planungsabteilung im RKF verschob bis zu ihrer
Auflösung am 1. September 1944 nur noch Akten, aber keine Ansiedler
mehr.114

Franks späte Ablehnung der Aktionen des RKF in Lublin ist nicht als
prinzipienfester Widerspruch gegen die Umsiedlungs- und Vernichtungs-
politik zu werten. Die Zivilregierung stellte sich der „Lösung der Juden-
frage“ nicht in den Weg. Es gab zwar Streit, aber nur um Kompetenzen.115

Frank griff Globocnik erst an, als er am 23. Februar in Krakau davon
unterrichtet wurde, dass die „Ostvölker“ in die Abwehr der sowjetischen
Offensive einzubinden seien. Er beendete zwar die Umsiedlungen, aber nur
um die polnischen Arbeits- und Rohstoffreserven für die Kriegswirtschaft
weiter auszunutzen. Als er – nach der Niederlage in Stalingrad und noch
vor dem gescheiterten Gegenangriff in Kursk – zur Kenntnis nahm, dass
Berlin die „Fremdenpolitik um 180o“ herumwarf, erklärte er, „daß eine
Politik mit Revolvern, Kugeln und Konzentrationslagern nicht zum Ziel
führe“.116 Das war ein bemerkenswertes Eingeständnis. Es bezog sich nur
auf den Fehlschlag der Umsiedlungspolitik, nicht aber auf die Vernich-
tungspolitik gegenüber den Juden. Gemessen am Ziel der NS-Eliten, das
Generalgouvernement einer „ethnischen Flurbereinigung“ zuzuführen, um
es dem Reich bevölkerungspolitisch anzupassen, waren Frank und Himmler
gescheitert, nicht aber am Ziel, die europäischen Juden zu ermorden.
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